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EU-US Privacy Shield – Nachfolgeregelung zu Safe Ha rbor noch in weiter Ferne 
– Grundrechtsschutz durch Briefwechsel? 

Euphorisch verkündete die EU-Kommission am 02. Februar 2016 – und damit zwei 
Tage nach Ablauf der Stillhaltefrist der Europäischen Datenschutzaufsichtsbehörden: 
„Die Europäische Kommission und die Vereinigten Staaten haben sich auf neue Rah-
menbedingungen für die transatlantische Datenflüsse geeinigt: das EU-US Privacy 
Shield“1. Nach Ansicht der Deutschen Vereinigung für Datenschutz e.V. (DVD) ist 
diese Aussage falsch und für Euphorie kein Anlass. Die wesentlichen Verhandlungen 
über die konkrete Vereinbarung sollen laut Aussagen der EU-Kommission erst in den 
nächsten Wochen erfolgen. 

Nachdem am 06. Oktober 2015 der Europäische Gerichtshof (EuGH) die Safe-Har-
bor-Entscheidung der EU-Kommission aus dem Jahr 2000 aufgehoben hat2 und da-
mit die Safe-Harbor-Reglungen nicht mehr als Nachweis des erforderlichen ange-
messenen Datenschutzniveaus gelten, sollten die bereits seit November 2013 zwi-
schen den USA und der EU stattfindenden Verhandlungen über eine Nachfolgerege-
lung (Safe Harbor 2.0) zügig zum Abschluss gebracht werden. Noch am 27. Januar 
2016 erklärte allerdings Frau Kotthaus, stellv. Leiterin der Politischen Abteilung der 
Vertretung der EU-Kommission in Deutschland, auf einer Veranstaltung der Europäi-
schen Akademie für Informationsfreiheit und Datenschutz (EAID) zum Thema „Kon-
sequenzen aus dem EuGH-Urteil zu Safe Harbor“, dass bei zwei wesentlichen As-
pekten noch keine Einigung in Sicht sei: a) Transparenz der Zugriffe insbesondere 
durch die US-Sicherheitsbehörden und b) die effektive Kontrolle mit direkten Be-
schwerdemöglichkeiten durch Betroffene. 

Zwar schreibt die EU-Kommission nun: „Zum ersten Mal haben die USA der EU eine 
schriftliche Zusicherung gegeben, dass der Zugang der Behörden, die für die Straf-
verfolgung und nationale Sicherheit zuständig sind, klaren Beschränkungen, Sicher-
heitsmaßnahmen und Aufsichtsmechanismen unterliegen wird.“3 Werner Hülsmann, 
stellv. Vorsitzender der DVD erklärt hierzu: „Solange diese Zusicherung nicht in ein 
entsprechendes Gesetz gegossen wird, ist eine solche Zusicherung einer US-

                                                           

1 http://europa.eu/rapid/press-release_IP-16-216_en.htm (Übersetzung: DVD) 
2 vgl. https://www.datenschutzverein.de/wp-content/uploads/2015/10/2015-10-12_DVD-
PM_EuGH_zu_Safe_Harbor.pdf und http://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2015-
10/cp150117de.pdf  
3 http://europa.eu/rapid/press-release_IP-16-216_en.htm (Übersetzung: DVD) 
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Regierung – im letzten Jahr ihrer Amtszeit – nichts wert!“ Damit dieses EU-US Pri-
vacy Shield ein wirklicher Schutzschild für personenbezogene Daten würde, müssten 
die Regelungen deutlich besser werden, als sie im bisherigen Safe-Harbor-Abkom-
men waren. Hierzu müssten sich vor allem die USA bewegen und durch entspre-
chende Gesetze die allumfänglichen Zugriffsrechte der US-Geheimdienste als „Aus-
nahmen vom Schutz personenbezogener Daten und dessen Einschränkungen auf 
das absolut Notwendige beschränken“4. Dies ist aber nicht zu erwarten. Vielmehr 
sollen die "bindenden Zusagen" der USA statt über die Vereinbarung eines verbindli-
chen bilateralen Abkommen nur über den Austausch von Briefen erklärt werden.  

Für Betroffene, die sich über Datenverarbeitungen der US-Amerikanischen Sicher-
heitsbehörden beschweren wollen, soll die neue Stelle eines „Ombudsman“ geschaf-
fen werden. Wie die Stellung und die Befugnisse dieser noch zu schaffenden Be-
hörde aussehen sollen, ist derzeit noch völlig unklar. „Die Einsetzung eines Ombuds-
manns für Beschwerden über Nachrichtendienstbeobachtungen ist rechtlich unsin-
nig.“ erklärt Thilo Weichert, Vorstandsmitglied der DVD. „Bei Grundrechtseingriffen, 
um die es sich bei den Zugriffen der US-Geheimdienste handelt, bedarf es eines 
rechtsstaatlichen Kontrollverfahrens.“ Eine solche Regelung wäre mit einem wirksa-
men Grundrechtsschutz für die europäischen Bürgerinnen und Bürger nicht verein-
bar. 

Die derzeit vorgestellten Grundsätze lassen befürchten, dass das vorgesehene EU-
US Privacy Shield einer erneuten Überprüfung durch den EuGH, insbesondere mit 
Blick auf den Schutz „des Grundrechts auf Achtung des Privatlebens“ nicht standhal-
ten würde. "Die Einführung eines EU-US Privacy Shields, das vom EuGH erneut ge-
kippt wird, würde den Interessen der europäischen und auch der US-amerikanischen 
Wirtschaft zuwiderlaufen" so Frank Spaeing, Vorsitzender der DVD. 

(520 Wörter, 4054 Zeichen mit Leerzeichen) – Ansprechpersonen siehe Folgeseite 

Zum Hintergrund von Safe Harbor: 
Für Übermittlung personenbezogener Daten in Staaten außerhalb der EU und des Europäi-
schen Wirtschaftsraums (EWR) ist grundsätzlich der Nachweis des „angemessenen Daten-
schutzniveaus“ erforderlich. Die EU-Kommission ist auf Grund der EG-Datenschutzrichtlinie 
berechtigt, nach Rücksprache mit der Artikel 29-Gruppe, einer Arbeitsgruppe der europäi-
schen Aufsichtsbehörden, durch Kommissionsentscheidung festzustellen, dass in einem 
Staat dieses angemessene Datenschutzniveau eingehalten wird. Solche Entscheidungen 
gibt es für unterschiedliche Staaten (wie z.B. Argentinien, Schweiz und Israel) und im Jahr 
2000 über die sogenannten Safe-Harbor-Regelungen für die Übermittlung personenbezoge-
ner Daten an bestimmte Unternehmen in die USA. Spätestens seit den Snowden-Enthüllun-
gen 2013 wurde deutlich, dass dieses Safe-Harbor-Abkommen sehr kritisch zu bewerten ist, 
da die US-Unternehmen auf Grund der nach US-Recht möglichen Zugriffe durch die US-
Geheimdienste nicht in der Lage sind, die Anforderungen für den notwendigen Grundrechts-

                                                           

4 vgl.  EuGHUrteil zu Safe Harbor http://curia.europa.eu/ju-
ris/celex.jsf?celex=62014CJ0362&lang1=de&type=TXT Rdnr. 92 
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schutz einzuhalten. Die EU-Kommission selbst hat in einer förmlichen Mitteilung an das Eu-
ropäische Parlament und den Rat zahlreiche Kritikpunkte aufgelistet.5 Viele dieser Kritik-
punkte finden sich in dem Urteil des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) wieder. 

Nach dem der EuGH die EU-Kommissionsentscheidung zu Safe Harbor am 06. Oktober 
2015 für nichtig erklärt hat, haben die europäischen und auch die deutschen Aufsichtsbehör-
den im November 2015 erklärt, dass sie bis zum 31. Januar 2016 keine aufsichtsrechtlichen 
Verfahren wegen dem Wegfall der Rechtsgrundlage für die Datenübermittlungen in die USA 
bei den europäischen Unternehmen durchführen werden, um den Unternehmen – aber auch 
der Politik – einen Handlungszeitraum zu geben. Dieses „Ultimatum“ hat die Verhandlungs-
bereitschaft der USA offensichtlich erhöht und die seit Sommer 2015 mehr oder weniger ein-
geschlafenen Verhandlungen neu belebt. 

Weitere Auskünfte erteilt/erteilen: 

• Thilo Weichert, Vorstandsmitglied der DVD 
Tel.: 0431 / 9719742 
E-Mail weichert@datenschutzverein.de 

• Werner Hülsmann, stellv. Vorsitzender der DVD 
Tel.: 089 / 61 51 54 40 – mobil: 0177 /28 28 681 
E-Mail: huelsmann@datenschutzverein.de  

Über die Deutsche Vereinigung für Datenschutz (DVD):  

Die DVD nimmt seit ihrer Gründung 1977 als gemeinnütziger Verein die Interessen der ver-
dateten BürgerInnen wahr. Die DVD sieht ihre Aufgabe vorrangig darin, die Bevölkerung 
über Gefahren des Einsatzes elektronischer Datenverarbeitung und der möglichen Ein-
schränkung des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung zu beraten und aufzuklären 
Inhaltlich beschäftigt sich die DVD mit so unterschiedlichen Fragestellungen wie dem Daten-
schutz in Polizei und Justiz, dem Beschäftigtendatenschutz, Verbraucherdatenschutz und 
Datenschutz im Internet. 

                                                           

5 http://ec.europa.eu/transparency/regdoc/rep/1/2013/DE/1-2013-847-DE-F1-1.Pdf  


